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Taiwan
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Durchbruch in der "privaten" Reise­

diplomatie und Rückschlag in den 

halbamtlichen Kontakten mit Beijing

Präsident Li Denghui (Lee Teng-hui) 

unternahm vom 7. bis 12. Juni eine um­

strittene Reise in die USA, die nicht mit 

Taipei, sondern mit Beijing diplomati­

sche Beziehungen unterhalten. Wie be­

richtet (C.a., Mai 1995, Ü 36), hatte 

US-Präsident Bill Clinton unter dem 

starken Druck seitens des Parlaments 

und der Presse im eigenen Land Li am 

19. Mai d.J. die Einreise zum Besuch 

seiner alten Alma mater, der Cornell- 

Universität im Bundesstaat New York, 

erlaubt. Zwar wurde seine Reise offi­

ziell von Washington als eine "private" 

Angelegenheit bezeichnet, in Taiwan 

sprach man jedoch von einer "Jahrhun­

dertreise". Taiwan befindet sich seit den 

r Jahren weltweit in einer politi­

schen Isolation. Es unterhält zur Zeit 

nur noch mit 29 Staaten, die überwie­

gend klein und arm sind, diplomatische 

Beziehungen. Um aus der Isolation aus­

zubrechen, betrieb Präsident Li persön­

lich in den letzten Jahren eine intensive 

"Urlaubs"- oder "Reisediplomatie". So 

besuchte er z.B. im Februar 1994 die 

Philippinen, Indonesien und Thailand 

und im April d.J. die Vereinigten Ara­

bischen Emirate und Jordanien. Obwohl 

all diese Staaten diplomatische Bezie­

hungen mit Beijing statt mit Taipei un­

terhalten, wurde Li dort von den jewei­

ligen Staatsoberhäuptern, Regierungs­

chefs oder hochrangigen Politikern "in­

offiziell" empfangen. (Ausführlich dazu 

C.a., Febr. 1994, Ü 35, April 1995, Ü 

38.)

Washington, das nach Anerkennung der 

Regierung Beijing 1979 seine diploma­

tischen Beziehungen zu Taipei abbrach, 

hatte im letzten Jahr aus Rücksicht auf 

die Reaktion Beijings das Ersuchen Lis 

um eine Einreise in die USA zunächst 

abgelehnt. Es wurde ihm lediglich ge­

stattet, auf seiner Lateinamerikareise im 

Mai desselben Jahres zum Auftanken 

seiner Sondermaschine eine Zwischen­

landung ohne Einreise in Hawaii zu 

machen (bei der er dann aus Verärge­

rung gar nicht erst ausstieg). Durch 

verstärkten Lobbyismus von Seiten 

Taiwans wurde erreicht, daß das US- 

Repräsentantenhaus und der Senat am

2. bzw. 9. Mai 1995 mit 396:0 bzw. 

97:1 Stimmen die Clinton-Administra­

tion zur Bewilligung der Einreiseer­

laubnis veranlaßte.

Li Denghui ist der erste amtierende 

Präsident aus Taiwan - auch der erste 

Staatschef der Republik China seit ihrer 

Gründung 1991 -, der den Boden der 

USA betrat. Aus Rücksicht auf Beijing 

bemühte sich die US-Regierung, die 

Bedeutung von Lis Besuch herunterzu­

spielen. Politiker der Administration 

Clinton vermieden die Begegnung mit 

dem hohen Gast aus Taiwan, und Wa­

shington durfte Li auch nicht besuchen. 

In Los Angeles, der ersten Station sei­

ner USA-Reise, wurde er von der kali­

fornischen Handelsministerin begrüßt. 

Bei seiner Ankunft im Bundesstaat New 

York, dem Zielort seiner Reise, traf +r 

drei Senatoren, und während des 13- 

stündigen Aufenthalts in Alaska auf der 

Rückreise führte er mit dem dortigen 

Gouverneur, Tony Knowles, ein Ge­

spräch. Am 9. Juni hielt er eine Rede 

an der Cornell-Universität, wo er vor 

27 Jahren promoviert hatte. Ursprüng­

lich hatte er im Anschluß an den Vor­

trag eine internationale Pressekonferenz 

halten wollen, die dann auf den Druck

Washingtons kurzfristig abgesagt wur­

de. Trotz alledem ist Li Denghui mit 

seiner USA-Reise, die er als schwieri­

ger als eine Mondlandung beschrieben 

hatte, sehr zufrieden. (LHB und CP,

7.-13.6.95; ZYRB, 7.-14.6.95)

Drei Tage nach Präsident Lis Rückkehr 

aus den USA fand der nächste Coup der 

"privaten" Reisediplomatie durch Pre­

mierminister Lian Zhan (Lien Chan) 

statt: er unternahm auf Einladung der 

Prager Karls-Universität zusammen mit 

Bildungsminister Guo Weifan (Kuo 

Wei-fan) und Regierungssprecher Hu 

Zhiqiang (Jason C. Hu) vom 15. bis 

21. Juni eine Europatour. Dies galt ins­

besondere deswegen als spektakulär, 

weil die Reise vor ihrem Antritt streng 

geheim gehalten worden war. Neben 

seinem Vortrag an der Karls-Universität 

führte Lian in Prag nicht nur ein Ge­

spräch mit seinem tschechischen Amts­

kollegen Vaclav Klaus, sondern wurde 

auch von Staatspräsident Vaclav Havel 

im Präsidialbüro empfangen. Vor Prag 

hatte er in Österreich die Universität 

Wien besucht sowie einen Ausflug nach 

Budapest unternommen. Auf der Rück­

reise über Frankfurt a.M. wollte er ei­

gentlich noch die Universität Heidel­

berg besuchen, doch die Einreise wurde 

ihm durch die Bundesregierung verwei­

gert. (LHB und CP, 16.-22.6.95; 

ZYRB, 17.-23.6.95; FCJ, 23.6.95; 

NZZ, 21.-22.6.95)

Aus Protest gegen Li Denghuis USA- 

Reise hat Beijing am 17. Juni seinen 

Botschafter aus Washington zurückbe­

ordert. Bei der Ankunft von Lian Zhan 

in Prag brach eine Bildungsdelegation 

aus Beijing ihren Besuch in der Tsche- 

chei ab, womit auch die geplante Un­

terzeichnung eines chinesisch-tschechi­

schen Austauschvertrages gescheitert 

ist. Ferner hat Beijing unmittelbar nach 

dem Antritt von Lians Europareise die 

halbamtlichen Verhandlungen zwischen 

beiden Seiten der Taiwan-Straße ein­

frieren lassen.

Abgesehen von der Reisediplomatie ist 

Beijing auch über das Bestreben Tai­

wans nach einer Rückkehr in die UNO 

erbost. Taiwans Vizeaußenminister 

Fang Jinyan (Fang Chin-yen) hatte an­

läßlich des 50. Gründungstags der 

Weltorganisation am 26. Juni erklärt, 

daß Taiwan bei einer Rückkehr in die 

UNO bereit sei, 0,44% seines Bruttoso­

zialprodukts (rd. 1 Mrd.USS) für die 

Hilfe an Entwicklungsländer zu spen­

den.





CHINA aktuell -479- Juni 1995

*(32)

Ende des Fernsehmonopols

Nachdem vor einigen Jahren das Verbot 

von neuen Zeitungen und Rundfunk­

sendern aufgehoben worden war, ist 

jetzt auch das Femsehmonopol gebro­

chen worden. Am 16.Juni hat ein von 

der Regierung eingesetztes neutrales 

Komitee bestehend aus 11 Mitgliedern - 

Akademiker, Journalisten, Beamte - be­

schlossen, die Lizenz zur Gründung ei­

nes landesweit neuen kabellosen Fern­

sehsenders an die Firma "People Broad­

casting Corp." (PBC), die in enger Be­

ziehung zur größten Oppositionspartei 

DPP (Democratic Progressive Party) 

steht, zu vergeben. Bislang gibt es in 

Taiwan drei landesweite Fernsehsender: 

die Taiwan Television Enterprise (TTV) 

gehört zu 49% zur Provinzregierung 

Taiwan, das Chinese Television System 

(CTS) zu 36% zum Verteidigungsmini­

sterium und die China Television Com­

pany (CTV) zu 68% zur Regierungspar­

tei KMT.

Die Opposition hat den drei Sendern 

ständig politische Abhängigkeit vorge­

worfen. Besonders im Wahlkampf wur­

den sie jedes Mal wegen ihrer einseiti­

gen Unterstützung für die Kandidaten 

der KMT scharf kritisiert. Der neue 

Sender PBC gehört zwar nicht direkt 

zur DPP, doch ihre Initiatoren sind alle 

Politiker der DPP. Um die Lizenz des 

vierten Senders haben sich neben PBC 

noch zwei andere Firmen, die Asia-Pa- 

cific Television Co. (APT) und die 

Harvest Television (HT) beworben. Bei 

der Entscheidung hat PBC sechs der 11 

Stimmen erhalten und die HT vier. Für 

die APT, deren Besitzer ein führender 

KMT-Politiker ist, wurde nur eine 

Stimme abgegeben. (AWSJ, 19.6.95; 

SCMP, 17.6.95)

Laut Hu Zhiqiang (Jason C. Hu) wird 

die Liberalisierung der Fernsehpro­

gramme fortgesetzt. Ein fünfter Sender 

ist bereits in Planung. (LHB, 17.6.95) 
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Hongkong und Macau
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Beijings Richtlinien zur Regelung der 

zukünftigen Beziehungen zwischen 

Hongkong und Taiwan

Auf der 5. Plenarsitzung des Einleiten­

den Arbeitskomitees ("Preliminary 

Working Committee", PWC) des ge­

planten Vorbereitungskomitees für die 

chinesische Übernahme von Hongkong 

("Preparatory Committee for the Hong­

kong Special Administrative Region") 

hat Qian Qichen, Vizepremier der chi­

nesischen Regierung und PWC-Vorsit- 

zender, am 22. Juni sieben Prinzipien 

für die zukünftigen Beziehungen zwi­

schen Hongkong und Taiwan nach der 

Rückgabe der britischen Kolonie an die 

VR China 1997 bekanntgegeben:

1. Die bestehenden Beziehungen zwi­

schen den Bevölkerungen von 

Hongkong und Taiwan einschließ­

lich des Wirtschafts- und Kulturaus­

tausches sowie des Personenver­

kehrs ändern sich grundsätzlich 

nicht.

2. Taiwanesische Investitionen aller 

Art, Handels- und andere Ge­

schäftsaktivitäten in Hongkong 

werden begrüßt und gefördert, die 

Rechte und Interessen der taiwanesi- 

schen Bevölkerung oder taiwanesi- 

sches Kapital in Hongkong werden 

per Gesetz geschützt.

3. Nach dem "Ein-China-Prinzip" 

werden die Luft- und Schiffahrts­

linien zwischen der Sonderverwal­

tungszone (SVZ) Hongkong und der 

Region Taiwan als "regionale Son­

derlinien" behandelt. Der See- und 

Luftverkehr zwischen der SVZ 

Hongkong und der Region Taiwan 

werden nach dem Prinzip des ge­

genseitigen Vorteils durchgeführt.

4. Die Einwohner von Taiwan können 

gemäß den Gesetzen der SVZ nach 

und aus Hongkong reisen, dort die 

Schule besuchen, einen Beruf aus­

üben oder sich dort niederlassen. 

Um den Einwohnern Taiwans die 

Ein- oder Ausreise in bzw. aus 

Hongkong zu erleichtern, wird die 

chinesische Zentralregierung die 

Frage der Reisedokumente regeln.

5. Auf der Basis des Prinzips von 

Nichtunterordnung und Nichteinmi­

schung untereinander und gegensei­

tiger Respektierung können private 

Körperschaften und religiöse Orga­

nisationen der SVZ Hongkong in 

den Bereichen Bildung, Wissen­

schaft, Technik, Kultur, Kunst, 

Sport, Spezialberufe, Gesundheits­

wesen, Gewerkschaften, öffentlicher 

Wohlfahrt, Sozialarbeit u.a. ihre 

Beziehungen mit den entsprechen­

den privaten Körperschaften und 

Organisationen der Region Taiwan 

aufrechterhalten und ausweiten.

6. Alle amtlichen Kontakte, Verhand­

lungen, Unterzeichnung von Ver­

einbarungen und Gründung von Or­

ganisationen zwischen der SVZ 

Hongkong und der Region Taiwan 

müssen von der Zentralregierung 

Chinas oder dem Exekutivchef der 

SVZ in konkretem Auftrag der Zen­

tralregierung genehmigt werden.

7. Die z.Z. in Hongkong bestehenden 

taiwanesischen Institutionen samt 

Personal dürfen weiter bleiben. Sie 

müssen bei ihren Aktivitäten das 

Grundgesetz der SVZ Hongkong 

befolgen, dürfen nicht gegen das 

"Ein-China-Prinzip" verstoßen und 

keine Aktivitäten ausüben, die die 

Stabilität und Prosperität Hong­

kongs beeinträchtigen oder der Ei­

genschaft ihrer registrierten Tätig­

keit nicht entsprechen. (DGB, 

24.6.95; LHB, 23.6.95; SWB,

24.6.95)

Qian wies darauf hin, daß die Bezie­

hungen zwischen Hongkong und Tai­

wan ab 1997 ein Sonderbestandteil der 

Beziehungen zwischen beiden Seiten der 

Taiwan-Straße seien. Alle Angelegen­

heiten bezüglich der staatlichen Souve­

ränität oder der Beziehungen zwischen 

beiden Seiten der Taiwan-Straße wür­

den von der chinesischen Zentralregie­

rung geregelt oder von der SVZ-Regie- 

rung Hongkong unter der Anleitung der 

Zentralregierung behandelt.

Das PWC hat einstimmig die sieben 

Prinzipien unterstützt. Ferner wurde 

durch Beschluß vorgeschlagen, das 

Vorbereitungskomitee für die Errich­

tung der SVZ Hongkong, das 120-150 

Mitglieder haben soll, davon über 50% 

aus Hongkong, im Januar 1996 zu 

gründen. Das PWC wird vom 7. bis

9. Dezember d.J. seine 6., d.h. auch 

die letzte, Sitzung in Beijing abhalten. 

(DGB, 26.6.95) -ni-
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Sino-britische Einigung über die Ein­

richtung eines Berufungsgerichts und 

die Finanzierung des neuen Flugha­

fens von Hongkong

Nach langen und zähen Auseinanderset­

zungen haben London und Beijing end­

lich neue Kompromisse zur Beilegung 

der Restfragen über die Einrichtung ei­

nes Berufungsgerichts der letzten In­

stanz und die Finanzierung des neuen 

internationalen Flughafens der briti­

schen Kolonie, die am 1. Juli 1997 an 

China übergeben wird, erzielt. Nach 

der beiderseitigen Vereinbarung vom




